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Bern, 4.Januar 2022

Betreff: Maskenpflicht ab 1.Primarschulklasse

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir sind schockiert über die Einführung der Maskentragpflicht ab der 1.Klasse (gemäss Elternbrief der Gemeinde Köniz).
Als gesetzliche Vertreter unseres Kindes teilen wir Ihnen mit, dass wir mit der Maskentragepflicht im Unterricht nicht einverstanden sind. Nachfolgend einige Gründe.

1. Kein nachgewiesener Nutzen der Massnahme 
In den letzten Monaten gab es alle paar Wochen neue Massnahmen in der Schule. Eine Weile wurde wöchentlich getestet, dann wieder damit aufgehört. Danach gab es 2 Coronafälle in der Klasse und es erfolgte ein offizielles Schreiben, dass NICHTS unternommen wird, die Kinder weiterhin zur Schule sollen. Und nun kommt die Maskenpflicht. Ein solch wechselhaftes Vorgehen deutet nicht auf eine sinnstiftende Eindämmung der Pandemie hin und kann nicht ernstgenommen werden. Ferner befinden sich in der Basisstufe Kinder von 4 verschiedenen Jahrgängen, von welchen die jüngeren beiden Jahrgänge keine Masken tragen müssen, die älteren beiden Jahrgänge jedoch schon. Das ergibt keinen Sinn. 
Hierzu zitieren wir die Deklaration von Schweizer Juristinnen und Juristen vom 24.12.2021 (www.juristen-komitee.ch): «Doch müssten die vom Bundesrat verordneten Massnahmen auch geeignet und erforderlich sein, um das verfolgte Ziel – Verhinderung einer Überlastung der Spitäler oder generelle Eindämmung des Infektionsgeschehens – zu verhindern. Eine Massnahme ist insbesondere dann unverhältnismässig, wenn das Ziel mit einem weniger schweren Grundrechtseingriff erreicht werden kann (BGE 137 IV 249 E. 4.5 S. 256; BGE 136 I 87 E. 3.2 S. 92; BGE 136 I 29 E. 4.2 S. 36.).» 
Eine Maskenpflicht für Kinder in der Schule ist eindeutig ein unverhältnismässiger Eingriff, da die Kinder dadurch den ganzen Schultag lang beeinträchtigt sind. Im Gegensatz dazu waren die wöchentlichen Spucktests Anfang Schuljahr 2021/22 ein weniger schwerer Grundrechtseingriff, also darf gemäss obengenanntem Bundesgesetz nicht ohne triftige Gründe von dieser auf eine schwerere Massnahme umgestellt werden. 

2. Schädlichkeit der Massnahme
Bereits gibt es wissenschaftliche Studien, die aufzeigen, dass das Tragen von Masken bei Kindern zu Schäden führen kann. Es ist unbestritten, dass die vermehrt festzustellenden Erkrankungen der Schulkinder in einem direkten Zusammenhang mit der Maskentragepflicht und den zunehmend belastenden Corona-Massnahmen stehen. Dabei sind einerseits physische Aspekte und direkt auftretende Symptome wie Kopfschmerzen, Konzentrationsstörungen, Gefühl der Atemnot und Hyperventilieren zu beachten. Wir verweisen hierbei auf die Evidenzlage mit diversen Fachartikeln unter www.kinderatmenauf.ch/fachbeiträge 
Ferner besteht eine hohe Wahrscheinlichkeit für Entwicklungsstörungen als Langzeitfolgen, da Mimik schwer erkannt werden kann und insbesondere der Spracherwerb und das Erlernen emotionaler Kompetenzen erschwert sind. Hierzu sagt der Präsident der Schweizerischen Vereinigung für Kinder- und Jugendpsychologie, Philipp Ramming: «Aus der Forschung ist bekannt, dass Kinder auf das Fehlen von Mimik zuerst mit erhöhter Aktivität und wenn der Zustand länger andauert apathisch reagieren». (www.nau.ch/news/schweiz/psychologe-warnt-vor-einfluss-von-masken-auf-kindern-65777903)
Des Weiteren sind die psychischen Folgen für Kinder, die Masken tragen müssen, enorm. Bereits jetzt sind Kinder- und Jugendpsychiatrie mit steigenden Patientenzahlen konfrontiert. Kinder, die unter den Covid-Massnahmen leiden, entwickeln deutlich mehr psychische Symptome, insbesondere Angststörungen und Depressionen. 

3. Gesetzeswidrigkeit der Massnahme
Die Maskenpflicht bei Kindern stellt einen Verstoss dar gegen Art. 4 Abs. 2 lit. b und c in Verbindung mit Art. 40 Abs. 3 des Epidemiengesetzes (EpG) sowie gegen den Schutz der Kinder in der Bundesverfassung: 
Art. 10 Abs. 2 BV: Jeder Mensch hat das Recht auf persönliche Freiheit, insbesondere auf körperliche und geistige Unversehrtheit und Bewegungsfreiheit. 
sowie Art. 11 Abs. 1 BV: Kinder und Jugendliche haben Anspruch auf besonderen Schutz ihrer Unversehrtheit und auf Förderung ihrer Entwicklung. 
Die Massnahme einer Maskenpflicht für Kinder in der Volksschule verletzt ausserdem die UNO Kinderrechtskonvention gemäss Artikel 3: Bei allen Massnahmen, die Kinder betreffen, gleichviel ob sie von öffentlichen oder privaten Einrichtungen der sozialen Fürsorge, Gerichten, Verwaltungsbehörden oder Gesetzgebungsorganen getroffen werden, ist das Wohl des Kindes ein Gesichtspunkt, der vorrangig zu berücksichtigen ist. 
Der angerufene Art. 40 EpG (als das mildere Mittel zur Schulschliessung) ist absolut keine taugliche Rechtsgrundlage für die flächendeckende Maskenpflicht aller gesunden Kinder. Diese Rechtsbeugung ist unverzüglich einzustellen. Wir berufen uns zudem auf das Grundrecht und die vom Staat zu gewährleistende Garantie eines ungestörten und unentgeltlichen Grundschulunterrichts im Sinne von Art. 19 BV.
Wir als Eltern und Sie als Verantwortliche, Erziehungsdirektor*innen, Schulleiter*innen, Lehrpersonen, Bundesrät*innen, Amtsvorsteher*innen, Rektor*innen, Ärzt*innen sind den Kindern und Jugendlichen unseres Landes verfassungsrechtlich verpflichtet, ihnen ihr Grundrecht auf Unversehrtheit zu gewährleisten und zu schützen (Art. 11 Abs. 1 BV). Der Verfassungsartikel beruht auf dem Gedanken, dass Kinder besondere Schutzbedürfnisse haben und der Sicherung ihres Wohls deshalb Vorrang einzuräumen ist. In diesem Sinne hat das Kindeswohl Verfassungsrang und gilt in der Schweiz als oberste Maxime des Kindesrechts in einem umfassenden Sinn, was bedeutet, dass die rechtsanwendenden Instanzen/Behörden den besonderen Schutzbedürfnissen von Kindern Rechnung zu tragen haben. 

Als gesetzliche Vertreter tragen wir als Eltern die Verantwortung. In dieser Verantwortung schützen wir unsere Kinder aus oben genannten Gründen vor dem Maskentragen. 
Regierung und Schule stehen in der Verantwortung. Wir fordern Sie auf, umgehend von dieser gesundheitsschädigenden Maskentragpflicht bei Kindern und Jugendlichen abzusehen, damit den Kindern ihr verfassungsmässiges Grundrecht auf Unversehrtheit endlich wieder gewährleistet ist.  
Wir behalten uns vor, unser Kind vorübergehend entschuldigt aus der Schule zu nehmen und zuhause zu unterrichten bis der Schulbesuch wieder ohne gesundheitliche Gefährdung (d.h. mit freiem Atmen) gewährleistet werden kann.

Wir bedanken uns im Voraus für Ihre Antwort und legen Ihnen ans Herz, zum Wohl aller Kinder die unverzichtbaren, konsequenten Handlungsschritte zu vollziehen.
Freundliche Grüsse, 

NAME UND UNTERSCHRIFT DER ELTERN


Beilage: 
Kinderrechtserklärung von Bellinzona
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